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1 Gegenstand der Versicherung  

1.1 Versichert sind die in dem Versicherungsschein bezeichneten 

Gebäude mit ihren Gebäudebestandteilen und Gebäudezu-

behör einschließlich Terrassen auf dem im Versicherungs-

schein bezeichneten Versicherungsgrundstück. 

1.2 Mitversichert sind Nebengebäude, Gebäudezubehör, techni-

sche Gebäudeausstattung, Gebäudebestandteile inklusive 

Gebäudeverglasung und bauliche Grundstücksbestandteile 

auf dem Versicherungsgrundstück, sofern sie bei der Ermitt-

lung der Versicherungssumme berücksichtigt wurden. 

1.3 Mitversichert sind auch Ver- und Entsorgungsleitungen der 

versicherten Gebäude (innerhalb und außerhalb des Versi-

cherungsortes), soweit der Versicherungsnehmer diese In-

stand halten muss. 

2 Versicherte Risiken 

 Die versicherten Sachen sind gegen Zerstörung, Beschädi-

gung und Abhandenkommen durch Ursachen aller Art versi-

chert (Allgefahrenversicherung). 

3 Risikoausschlüsse 

Kein Versicherungsschutz wird gewährt für: 

3.1 Schäden durch Vorsatz; bei Schäden durch grobe Fahrlässig-

keit sind wir berechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere 

Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Bei Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Leitungs-

wasser, Sturm und Hagel verzichten wir auf den Einwand der 

groben Fahrlässigkeit. Bei anderen Schäden verzichten wir 

bis zu einem Betrag von 50.000 Euro auf den Einwand der 

groben Fahrlässigkeit.  

3.2 Schäden, solange das versicherte Gebäude noch nicht be-

zugsfertig oder wegen Umbauarbeiten für seinen Zweck nicht 

mehr benutzbar ist, es sei denn, die Schäden wurden durch 

Brand, Blitzschlag oder Explosion verursacht; 

3.3 Schäden durch altersbedingte oder allmähliche Zustandsver-

änderungen (z. B. Schimmel, Schwamm), Materialfehler oder 

technische, mechanische, elektrische oder elektronische De-

fekte, es sei denn, sie wurden durch Überspannung oder Lei-

tungswasser verursacht; 

3.4 Schäden durch Feuchtigkeit, Trockenheit, Licht- und Tempe-

ratureinflüsse, Rost und Oxidation, es sei denn, sie sind durch 

Sturm, Hagel, Schneedruck, Rückstau, Frost, Rohrbruch, Lei-

tungswasser, Überschwemmung, Brand, Blitzschlag oder Ex-

plosion entstanden; 
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3.5 Schäden durch Ungeziefer, Insekten, Schädlinge, Mikroorga-

nismen oder Nagetiere sowie Schäden durch Kauen, Kratzen, 

Nagen, Zerreißen oder Verschmutzung durch Haustiere;  

3.6 Schäden durch Um- oder Ausbauarbeiten, Reparatur, War-

tung, Renovierung, Restaurierung, Reinigung oder ähnliche 

Vorgänge, fehlerhafte oder mangelhafte Ausführung von Ar-

beiten oder Verwendung mangelhafter Materialien; 

3.7 Schäden durch Kernenergie oder Radioaktivität und Schäden 

aufgrund biologischer oder chemischer Ursachen, einschließ-

lich mittelbarer und unmittelbarer Folgeschäden; 

3.8 Schäden durch Androhung oder Anwendung von Gewalt im 

Zusammenhang mit Krieg, Bürgerkrieg, kriegsähnlichen Zu-

ständen, inneren Unruhen, Streik oder Aufruhr. Ersetzt wer-

den jedoch Schäden infolge Explosion, die durch Kampfmittel 

aus beendeten Kriegen innerhalb der Bundesrepublik 

Deutschland entstanden sind; 

3.9 Schäden durch Beschlagnahme, Verstaatlichung, Einziehung 

oder andere hoheitliche Maßnahmen; 

3.10 Schäden durch Sturmflut. 

4 Räumlicher Geltungsbereich 

 Versicherungsort ist die im Versicherungsschein angegebene 

Versicherungsadresse. 

5 Leistungen des Versicherers 

5.1 Totalschaden 

 Wenn versicherte Sachen völlig zerstört werden oder abhan-

denkommen, ersetzen wir den ortsüblichen Neubauwert zum 

Eintritt des Versicherungsfalls. 

5.2 Teilschäden 

 Wenn versicherte Sachen teilweise beschädigt werden, erset-

zen wir die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des Ein-

tritts des Versicherungsfalls zuzüglich einer Wertminderung, 

höchstens jedoch den ortsüblichen Neubauwert zum Eintritt 

des Versicherungsfalls. 

6 Selbstbehalt 

Die im Versicherungsschein genannten Selbstbehalte wer-

den je Versicherungsfall von der Entschädigung abgezogen. 

Betrifft ein Schadenereignis sowohl einen bei Helvetia beste-

henden Hausrat- als auch Wohngebäudeversicherungsver-

trag, so wird, sofern es für den Versicherungsnehmer von 

Vorteil ist, der Selbstbehalt nur einmal in Abzug gebracht. 

Gibt es unterschiedliche Selbstbehalte, so wird der höhere 

Selbstbehalt in Abzug gebracht. 

Übersteigt der versicherte Gesamtschaden aufgrund eines 

Schadenereignisses (Hausrat, Kunst- und Wertsachen 

und/oder Gebäude) einen Betrag von 10.000 Euro, so entfällt 

der generelle Selbstbehalt. Diese Regelung findet dann An-

wendung, soweit der im Versicherungsschein vereinbarte 

Selbstbehalt 1.000 Euro nicht übersteigt.  

7 Wohnungs- und Teileigentum 

7.1 Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungsei-

gentümern der Versicherer wegen des Verhaltens einzelner 

Wohnungseigentümer ganz oder teilweise leistungsfrei, so 

kann er sich hierauf gegenüber den übrigen Wohnungseigen-

tümern wegen deren Sondereigentum sowie deren Miteigen-

tumsanteile nicht berufen. 

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwir-

kungsgrund vorliegt, hat dem Versicherer die darauf entfal-

lenden Aufwendungen zu ersetzen. 

7.2 Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, dass 

der Versicherer sie auch insoweit entschädigt, als er gegen-

über einzelnen Miteigentümern leistungsfrei ist, sofern diese 

zusätzliche Entschädigung zur Wiederherstellung des ge-

meinschaftlichen Eigentums verwendet wird. 

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwir-

kungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer diese 

Mehraufwendungen zu erstatten. 

7.3 Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten die Zif-

fern 7.1 und 7.2 entsprechend. 

8 Versicherungswert / Versicherungssumme 

8.1 Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer und 

Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte Betrag, der 

dem Versicherungswert entsprechen soll. 

Versicherungswert ist der ortsübliche Neubauwert. 

8.2 Wenn bauliche Änderungen vorgenommen werden, soll der 

Versicherungsnehmer die Versicherungssumme an den ver-

änderten Versicherungswert anpassen. 

9 Berechnung der Prämie und Anpassung der Versiche-

rungssumme 

9.1 Berechnung der Prämie 

Grundlagen der Berechnung der Prämie ist die Versiche-

rungssumme zum ortsüblichen Neubauwert, die der Versi-
cherungsnehmer mit dem Versicherer vereinbart hat und der 
vereinbarte Prämiensatz. 

Die jeweils zu zahlende Jahresprämie wird berechnet durch 
Multiplikation der Versicherungssumme mit dem Prämien-

satz. 

9.2 Anpassung der Versicherungssumme 

Die jeweils aktuelle Versicherungssumme für versicherte Ge-

bäude wird jährlich an den vom statistischen Bundesamt ver-

öffentlichten Baupreisindex für Wohngebäude sowie an den 

Tariflohnindex für das Baugewerbe angepasst. 

Die Versicherungssumme wird jeweils auf volle 1.000 Euro 

aufgerundet und dem Versicherungsnehmer bekannt gege-

ben. Die Prämie berechnet sich aus der neuen Versiche-

rungssumme. Der Versicherungsnehmer kann einer Erhö-

hung der Prämie innerhalb eines Monats, nachdem ihm die 

Mitteilung über die Erhöhung des Anpassungsfaktors zuge-

gangen ist, durch Erklärung in Textform widersprechen. Zur 

Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung. Damit 

wird die Erhöhung nicht wirksam. 

In diesem Fall gilt der vereinbarte Unterversicherungsverzicht 

(siehe Ziffer 11) nicht mehr. 

Das Recht des Versicherungsnehmers auf Herabsetzung der 

Versicherungssumme wegen erheblicher Überversicherung 

bleibt unberührt. 

10 Neukalkulation / Prämienanpassung 

10.1 Grundsatz 

Die Prämie, auch soweit sie für erweiterten Versicherungs-

schutz vereinbart ist, kann sich zu Beginn eines jeden Versi-

cherungsjahres nach Maßgabe der nachfolgenden Regelun-

gen zur Anpassung des Prämiensatzes ändern. 

10.2 Prämienanpassung 

Der Versicherer kann die Prämie pro 1.000 Euro (Prämien-

satz in Promille) für bestehende Versicherungsverträge mit 

Wirkung vom Beginn der nächsten Versicherungsperiode an 

erhöhen. Dabei darf der geänderte Prämiensatz den im Zeit-

punkt der Änderung geltenden Tarifprämiensatz nicht über-

steigen. 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag in-

nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versi-

cherers über die Prämiensatzerhöhung zum Zeitpunkt des In-

krafttretens der Änderung kündigen. Die Kündigung ist in 

Textform zu erklären. 
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11 Unterversicherungsverzicht 

 Auf den Einwand der Unterversicherung wird verzichtet. 

12 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

12.1 Fälligkeit der Entschädigung 

12.1.1 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des 

Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs ab-

geschlossen sind. 

12.1.2 Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung 

des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspru-

chen, den der Versicherer voraussichtlich mindestens zu zah-

len hat. 

12.2 Verzinsung 

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 

Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht: 

12.2.1 Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Mo-

nats nach Meldung des Schadens geleistet wird – seit An-

zeige des Schadens zu verzinsen. 

12.2.2 Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweiligen Basis-

zinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), min-

destens jedoch bei 4 Prozent und höchstens bei 6 Prozent 

Zinsen pro Jahr. 

12.2.3 Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 

12.3 Hemmung 

 Bei der Berechnung der Fristen gemäß den Ziffern 12.1 und 

12.2.1 ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem in-

folge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschä-

digung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 

12.4 Aufschiebung der Zahlung 

 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

12.4.1 Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungs-

nehmers bestehen; 

12.4.2 ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den 

Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus An-

lass dieses Versicherungsfalls noch läuft; 

12.4.3 eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetzlichen 

Bestimmungen über die Sicherung von Realgläubigern nicht 

erfolgte. 

13 Sachverständigenverfahren 

13.1 Feststellung der Schadenhöhe 

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versiche-

rungsfalls verlangen, dass die Höhe des Schadens in einem 

Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 

Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer 

und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren. 

13.2 Weitere Feststellungen 

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung 

auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausge-

dehnt werden. 

13.3 Verfahren vor Feststellung 

Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

13.3.1 Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu be-

nennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, 

kann die andere unter Angabe des von ihr genannten Sach-

verständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachver-

ständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige 

nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Aufforde-

rung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das 

für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. 

In der Aufforderung durch den Versicherer ist der Versiche-

rungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen. 

13.3.2 Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person be-

nennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder 

mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; ferner keine 

Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern ange-

stellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht. 

13.3.3 Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ih-

rer Feststellungen einen dritten Sachverständigen als Ob-

mann. Die Regelung unter 13.3.2 gilt entsprechend für die Be-

nennung eines Obmannes durch die Sachverständigen. Eini-

gen sich die Sachverständigen nicht, so wird der Obmann auf 

Antrag einer Partei durch das für den Schadenort zuständige 

Amtsgericht ernannt. 

13.4 Feststellung 

 Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 

13.4.1 ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und 

beschädigten versicherten Sachen sowie deren nach dem 

Versicherungsvertrag in Frage kommenden Versicherungs-

werte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls; 

13.4.2 die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten; 

13.4.3 die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen; 

13.4.4 die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten und 

den versicherten Mietausfall bzw. Mietwert; 

13.4.5 den Wert der nicht vom Schaden betroffenen versicherten Sa-

chen, wenn kein Unterversicherungsverzicht gegeben ist. 

13.5 Verfahren nach Feststellung 

Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzei-

tig ihre Feststellungen. 

Kommen die Sachverständigen zum gleichen Ergebnis, kön-

nen sie ihre Feststellungen in einem gemeinsamen, von bei-

den unterschriebenen Gutachten niederlegen. 

Weichen die Feststellungen der Sachverständigen voneinan-

der ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Ob-

mann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen 

Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der Sachver-

ständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Ent-

scheidung beiden Parteien gleichzeitig. 

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obman-

nes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht 

nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen 

Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindli-

chen Feststellungen berechnet der Versicherer die Entschä-

digung. 

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch 

gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachver-

ständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen 

oder sie verzögern. 

13.6 Kosten 

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die 

Kosten ihres Sachverständigen.  

Die Kosten des Obmanns tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

13.7 Obliegenheiten 

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegen-

heiten des Versicherungsnehmers nicht berührt. 

14 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten des 

Versicherungsnehmers vor und nach dem Versiche-

rungsfall, Sicherheitsvorschriften 

14.1 Sicherheitsvorschriften 

 Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten hat der 

Versicherungsnehmer 

14.1.1 die versicherten Sachen, insbesondere wasserführende An-

lagen und Einrichtungen, Dächer und außen angebrachte 
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Sachen stets in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten und 

Mängel oder Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen, 

14.1.2 nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile zu jeder Jahres-

zeit genügend häufig zu kontrollieren und dort alle wasserfüh-

renden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren 

und entleert zu halten, 

14.1.3 in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudeteile zu 

beheizen und dies genügend häufig zu kontrollieren oder dort 

alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusper-

ren, zu entleeren und entleert zu halten. 

14.2 Folgen der Obliegenheitsverletzung 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 14.1 ge-

nannten Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den Zif-

fern 27.1.2 und 27.3 beschriebenen Voraussetzungen zur 

Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leis-

tungsfrei. 

15 Besondere gefahrerhöhende Umstände 

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Ziffer 26 kann 

insbesondere dann vorliegen, wenn 

a) sich ein Umstand ändert, nach dem vor Vertragsbeginn 

gefragt worden ist, 

b) ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäu-

des nicht genutzt wird, 

c) an einem Gebäude Baumaßnahmen durchgeführt wer-

den, in deren Verlauf das Dach ganz oder teilweise ent-

fernt wird oder die das Gebäude überwiegend unbenutz-

bar machen, 

d) in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebetrieb aufge-

nommen oder verändert wird, 

e) das Gebäude vor Vertragsbeginn oder während der Ver-

tragslaufzeit unter Denkmalschutz gestellt wird. 

16 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines 

Vertreters bis zum Vertragsschluss 

16.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahr-

erhebliche Umstände 

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-

tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahr-

umstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Text-

form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und die für 

dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem ver-

einbarten Inhalt zu schließen. Diese Anzeigepflicht gilt auch 

dann, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer nach 

seiner Vertragserklärung, aber vor der Vertragsannahme Fra-

gen im Sinne von Satz 1 in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 

oder Brief) stellt.  

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsneh-

mers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Absatz 1 

und Ziffer 16.2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Ver-

treters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versiche-

rungsnehmers zu berücksichtigen. 

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzei-

gepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden 

ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versi-

cherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 

fällt. 

16.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

16.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 

Ziffer 16.1 Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zu-

rücktreten. Im Fall des Rücktritts besteht auch für die Vergan-

genheit kein Versicherungsschutz. 

Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen 

oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob 

fahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger 

Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versi-

cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-

trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu 

gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zu-

rück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn 

der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig 

oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des 

Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 

der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 

kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer 

die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

16.2.2 Kündigung 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 

Ziffer 16.1 Absatz 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der 

Versicherer den Vertrag kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-

cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-

trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu 

gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte. 

16.2.3 Vertragsänderung 

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Zif-

fer 16.1 Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Ver-

sicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände 

den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so 

werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versi-

cherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Ver-

sicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden 

die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungs-

periode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um 

mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahr-

absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann 

der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Mo-

nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Ein-

haltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung hat der Ver-

sicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungs-

recht hinzuweisen. 

16.3 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versi-

cherers 

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-

änderung muss der Versicherer innerhalb eines Monats in 

Textform geltend machen. Dabei hat er die Umstände anzu-

geben, auf die er seine Erklärung stützt. Zur Begründung 

kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Mo-

nats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist 

beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der 

Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis er-

langt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht be-

gründen. 

16.4 Hinweispflicht des Versicherers 

 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-

änderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versi-

cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. 

B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen der Verletzung 

der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 

16.5 Ausschluss von Rechten des Versicherers 

 Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt, zur 

Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn er 
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den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige 

Anzeige kannte. 

16.6 Anfechtung 

 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 

Täuschung anzufechten, bleibt bestehen. 

16.7 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

 Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündigung 

und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jah-

ren nach Vertragsschluss. Diese Rechte erlöschen nicht für 

Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten 

sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn der Versicherungs-

nehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 

arglistig verletzt hat. 

17 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-

schein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der Re-

gelungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzah-

lung der Erst- oder Einmalprämie. 

18 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie und Folgen ver-

späteter Zahlung oder Nichtzahlung 

18.1 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie 

 Die erste oder einmalige Prämie ist unverzüglich nach dem 

Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein an-

gegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unab-

hängig vom Bestehen eines Widerrufrechts. 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor 

Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige Prämie unver-

züglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem 

in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versi-

cherungsschutz erst, nachdem die Zahlung veranlasst ist. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versiche-

rungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist die 

erste oder einmalige Prämie frühestens einen Monat nach Zu-

gang des Versicherungsscheins zu zahlen. 

18.2 Rücktrittrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 

 Wird die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig nach 

Ziffer 18.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zu-

rücktreten, solange die Zahlung nicht veranlasst ist. 

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-

nehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

18.3 Leistungsfreiheit des Versicherers 

 Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige 

Prämie nicht rechtzeitig nach Ziffer 18.1 zahlt, so ist der Ver-

sicherer für einen vor Zahlung der Prämie eingetretenen Ver-

sicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. Voraussetzung 

ist, dass er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-

teilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder 

durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 

diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie aufmerksam 

gemacht hat. 

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungsneh-

mer die Nichtzahlung zu vertreten hat. 

19 Folgeprämie 

19.1 Fälligkeit 

 Eine Folgeprämie wird entsprechend der vereinbarten Zah-

lungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- 

oder Jahresbeginn oder zu einem anderen vereinbarten Zeit-

punkt fällig. 

  Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veran-

lasst wird. 

19.2 Verzug und Schadenersatz 

 Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 

Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nur, 

wenn er die verspätete Zahlung zu vertreten hat. 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprä-

mie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm 

durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

19.3 Mahnung 

 Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Ver-

sicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in 

Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zahlung auffor-

dern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mahnung). Die Zah-

lungsfrist muss mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zah-

lungsaufforderung betragen. An Mahnkosten erhebt der Ver-

sicherer 5,00 Euro. 

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Ver-

trag die rückständigen Beträge der Prämie sowie der Zinsen 

und Kosten im Einzelnen beziffert und auf die Rechtsfolgen 

(Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht) hinweist. 

19.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung 

 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist 

ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer 

bei Eintritt des Versicherungsfalls mit der Zahlung der Prämie 

oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer 

von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

19.5 Kündigung nach Mahnung 

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschulde-

ten Beträge in Verzug, kann der Versicherer nach Ablauf der 

in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kün-

digen. 

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist 

verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündigung wirk-

sam, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt 

mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungs-

nehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

19.6 Zahlung der Prämie nach Kündigung 

 Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb 

eines Monats nach der Kündigung veranlasst wird. Wenn die 

Kündigung mit der Zahlungsfrist verbunden worden ist, wird 

sie unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats 

nach Fristablauf veranlasst wird. 

Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziffer 19.4 bleibt 

bis zur Zahlung bestehen. 

20 Lastschriftverfahren 

20.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 

 Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren ver-

einbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt 

der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende Deckung des 

Kontos zu sorgen.  

Konnte die fällige Prämie ohne Verschulden des Versiche-

rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 

die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-

lich nach einer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 

abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers er-

folgt. 

20.2 Verzug und Schadenersatz 

 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder 

mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, 

nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berech-

tigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Textform (z. B. E-Mail, 

Telefax oder Brief) zu kündigen. 
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Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, 

dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die ausste-

hende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu übermitteln. 

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für fehl-

geschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versicherungs-

nehmer in Rechnung gestellt werden. 

21 Ratenzahlung 

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Ra-

ten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet. 

Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode 

werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer 

Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Ent-

schädigung fällig wird. 

22 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

22.1 Allgemeiner Grundsatz 

 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages steht dem Versi-

cherer nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum 

entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat. 

22.2 Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, An-

fechtung und fehlendem versicherten Interesse 

22.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung 

innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer nur den auf die 

Zeit nach Zugang der Widerrufserklärung entfallenden Teil 

der Prämie zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versi-

cherer in der Widerrufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die 

Rechtsfolgen des Widerrufs und die zu zahlende Prämie hin-

gewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, 

dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist be-

ginnt. 

 Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 

Versicherer zusätzlich die für das erste Versicherungsjahr ge-

zahlte Prämie zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn der Versiche-

rungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in 

Anspruch genommen hat. 

22.2.2 Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen 

Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so steht ihm 

die Prämie bis zum Zugang der Rücktrittserklärung zu. 

 Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des Versiche-

rers beendet, weil die einmalige oder die erste Prämie nicht 

rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine 

angemessene Geschäftsgebühr zu. 

22.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versi-

cherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem 

Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwerden der Anfech-

tungserklärung zu. 

22.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versi-

cherung vollständig und dauerhaft weg, steht dem Versiche-

rer die Prämie zu, die er hätte beanspruchen können, wenn 

die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 

wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses 

Kenntnis erlangt hat. 

22.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie 

verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der 

Versicherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer 

Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein 

anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. 

Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäfts-

gebühr verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Inte-

resse in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswid-

rigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. 

Dem Versicherer steht in diesem Fall die Prämie bis zu dem 

Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 

Umständen Kenntnis erlangt. 

23 Dauer und Ende des Vertrags 

23.1 Dauer 

 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen 

Zeitraum abgeschlossen. 

23.2 Stillschweigende Verlängerung 

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-

gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht eine der 

Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf des 

jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen 

ist. 

23.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 

Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es einer Kün-

digung bedarf. 

23.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 

Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten 

Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die 

Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor 

dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein. 

23.5 Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht durch Re-

algläubiger 

 Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht angemeldet, ist 

eine Kündigung des Versicherungsverhältnisses durch den 

Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahrengruppe 

Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Absturz oder Anprall 

eines Luftfahrzeuges nur wirksam, wenn der Versicherungs-

nehmer mindestens einen Monat vor Ablauf des Versiche-

rungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, zu 

dem die Kündigung spätestens zulässig war, das Grundstück 

nicht mit dem Grundpfandrecht belastet war oder dass der 

Realgläubiger der Kündigung zugestimmt hat. Diese gilt nicht 

für eine Kündigung nach Veräußerung oder im Versiche-

rungsfall. 

23.6 Wegfall des versicherten Interesses 

 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versi-

cherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem 

der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt. 

24 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

24.1 Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der Ver-

tragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündi-

gung ist in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu er-

klären. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats 

seit dem Abschluss der Verhandlungen über die Entschädi-

gung zulässig. 

24.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 

 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung so-

fort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Ver-

sicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündi-

gung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum 

Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. 

24.3 Kündigung durch Versicherer 

 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ih-

rem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

25 Veräußerung und deren Rechtsfolgen 

25.1 Übergang der Versicherung 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen 

Zeitraum abgeschlossen. 

Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräu-

ßert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs (bei Im-

mobilien: Datum der Umschreibung im Grundbuch) an 
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dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines 

Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergeben-

den Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein. 

Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen 

sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt. 

Dies gilt auch, wenn die versicherte Sache im Wege der 

Zwangsversteigerung übergeht oder ein Dritter auf Grund ei-

nes Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen 

Verhältnisses die Berechtigung erwirbt, versicherte Bodener-

zeugnisse zu beziehen. 

25.2 Kündigung 

Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versiche-

rungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 

in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen. Die-

ses Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 

Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräuße-

rung ausgeübt wird. 

 Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit 

sofortiger Wirkung oder bis zum Schluss der laufenden Ver-

sicherungsperiode in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 

Brief) zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es 

nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender 

Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung in-

nerhalb eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt 

wird. 

25.3 Prämie 

 Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie als 

Gesamtschuldner, wenn der Übergang auf den Erwerber 

während der laufenden Versicherungsperiode erfolgt.  

Wenn der Versicherungsvertrag gekündigt wird, haftet der 

Veräußerer allein für die Zahlung der Prämie. 

25.4 Anzeigepflichten 

Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder 

Erwerber unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 

Brief) anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht 

kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später 

als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die An-

zeige dem Versicherer hätte zugehen müssen. Der Versiche-

rer muss hierzu nachweisen, dass er den mit dem Veräußerer 

bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen 

hätte. 

Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn ihm die 

Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die 

Anzeige hätte zugehen müssen. Der Versicherer bleibt eben-

falls zur Leistung verpflichtet, wenn zur Zeit des Eintrittes des 

Versicherungsfalls die Frist für seine Kündigung abgelaufen 

war und er nicht gekündigt hat. 

26 Gefahrerhöhung 

26.1 Begriff der Gefahrerhöhung  

26.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Ver-

tragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich 

vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Ein-

tritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Scha-

dens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versi-

cherers wahrscheinlicher wird. 

26.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – 

vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, 

nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat 

(siehe Ziffer 15). 

26.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 26.1.1 liegt nicht vor, wenn 

sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Um-

ständen als mitversichert gelten soll. 

26.2 Pflichten des Versicherungsnehmers  

26.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versiche-

rungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers 

keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme 

durch einen Dritten gestatten. 

26.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne 

vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhö-

hung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem 

Versicherer unverzüglich anzeigen. 

26.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklä-

rung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versi-

cherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, 

nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 

26.3 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versiche-

rer  

26.3.1 Kündigungsrecht 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach 

Ziffer 26.2.1, kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündi-

gen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vor-

sätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen 

von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versiche-

rungsnehmer zu beweisen. 

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der 

Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 

kündigen. 

 Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen 

nach Ziffern 26.2.2 und 26.2.3 bekannt, kann er den Vertrag 

unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

26.3.2 Vertragsänderung 

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt 

der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen ent-

sprechende erhöhte Prämie verlangen oder die Absicherung 

der erhöhten Gefahr ausschließen. 

Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um 

mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absi-

cherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versiche-

rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-

gang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer 

Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Ver-

sicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

26.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsan-

passung nach Ziffer 27.3 erlöschen, wenn diese nicht inner-

halb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Ge-

fahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wie-

derhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

26.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

26.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so 

ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 

Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Ziffer 26.2.1 vor-

sätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese 

Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 

seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 

des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 

Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versi-

cherungsnehmer zu beweisen. 

26.5.2 Nach einer Gefahrerhöhung nach den Ziffern 26.2.2 und 

26.2.3 ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der 

später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem 

die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, 

leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeige-

pflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer 

seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt Ziffer 26.5.1 Satz 

2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers 
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bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeit-

punkt, zu dem ihn die Anzeige hätte zugegangen sein müs-

sen, bekannt war. 

26.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 

(1) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Ge-

fahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versi-

cherungsfalls oder den Umfang der Leistungspflicht war 

oder 

(2) wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist 

für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine 

Kündigung nicht erfolgt war oder 

(3) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeit-

punkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrund-

sätzen entsprechend erhöhte Prämie verlangt. 

27 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

27.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 

27.1.1 Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versiche-

rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls zu erfüllen 

hat, sind: 

(1) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie ver-

traglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften (siehe auch 

Ziffer 14). 

(2) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten 

Obliegenheiten (siehe auch Ziffer 14). 

27.1.2 Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahr-

lässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungs-

falls gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der 

Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der Ver-

letzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. 

Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versi-

cherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit weder 

vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat. 

27.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs-

falls 

27.2.1 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Ver-

sicherungsfalls 

(1) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des 

Schadens zu sorgen; 

(2) dem  Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von 

ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch münd-

lich oder telefonisch – anzuzeigen; 

(3) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-

minderung – ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzu-

holen, wenn die Umstände dies gestatten; 

(4) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-

minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen 

mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versi-

cherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versiche-

rungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu han-

deln; 

(5) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigen-

tum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 

(6) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Ver-

zeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzu-

reichen; 

(7) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die 

Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den 

Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderun-

gen unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar 

zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädig-

ten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versiche-

rer aufzubewahren; 

(8) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede  Aus-

kunft – auf Verlangen in Textform – zu erteilen, die zur 

Feststellung des Versicherungsfalls oder des Umfanges 

der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist so-

wie jede Untersuchung über Ursache und Höhe des 

Schadens und über den Umfang der Entschädigungs-

pflicht zu gestatten; 

(9) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, de-

ren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden 

kann. 

27.2.2 Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versiche-

rers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten ge-

mäß Ziffer 27.2.1 ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach 

den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist. 

27.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung  

27.3.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach 

Ziffer 27.1 oder Ziffer 27.2 vorsätzlich, so ist der Versicherer 

von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger 

Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 

seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 

des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 

27.3.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Ver-

sicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsob-

liegenheit, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teil-

weise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch 

gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 

Brief) auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

27.3.3 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn der Ver-

sicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit nicht 

grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der Versiche-

rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegen-

heit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-

rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem 

Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt 

nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arg-

listig verletzt hat. 

28 Überversicherung 

28.1 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicher-

ten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versicherer als 

auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Beseiti-

gung der Überversicherung die Versicherungssumme mit so-

fortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herabset-

zungsverlangens, ist für die Höhe der Prämie der Betrag 

maßgebend, den der Versicherer berechnet haben würde, 

wenn der Vertrag von vornherein mit dem neuen Inhalt ge-

schlossen worden wäre. 

28.2 Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der 

Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Ver-

mögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem 

Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem 

er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kennt-

nis erlangt. 

29 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 

29.1 Anzeigepflicht 

 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 

Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere 

Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind 

der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzu-

geben. 

29.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

 Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nach 

Ziffer 29.1 vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer 

unter den in Ziffern 23 und 28 beschriebenen Voraussetzun-

gen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
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leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versi-

cherer vor Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis von der an-

deren Versicherung erlangt hat. 

29.3 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung 

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-

selbe Gefahr versichert und übersteigen die Versiche-

rungssummen zusammen den Versicherungswert oder 

übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Ent-

schädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen 

der anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamt-

schaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner 

verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, 

dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der 

Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr 

als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlan-

gen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei 

demselben Versicherer bestehen. 

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte 

aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für 

denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus 

dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Ent-

schädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher 

ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungs-sum-

men, aus denen die Prämien errechnet wurden, nur in 

diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei 

Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich 

der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen ins-

gesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als 

wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in 

diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversiche-

rung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 

rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder 

in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 

Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt 

zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-

ständen Kenntnis erlangt. 

29.4 Beseitigung der Mehrfachversicherung 

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die 

Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von 

dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, 

kann er verlangen, dass der später geschlossene Vertrag 

aufgehoben oder die Versicherungssumme unter verhält-

nismäßiger Minderung der Prämie auf den Teilbetrag her-

abgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht 

gedeckt ist. 

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der 

Versicherungssumme und Anpassung der Prämie wer-

den zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung 

dem Versicherer zugeht. 

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn 

die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass 

nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der 

Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die 

mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im 

Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, 

kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige 

Herabsetzung der Versicherungssummen und der Prä-

mien verlangen. 

30 Versicherung für fremde Rechnung 

30.1 Rechte aus dem Vertrag 

 Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im 

eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) 

schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag 

steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Ver-

sicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versi-

cherungsschein besitzt. 

30.2 Zahlung der Entschädigung 

 Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den 

Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der 

Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versi-

cherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustim-

mung des Versicherungsnehmers verlangen. 

30.3 Kenntnis und Verhalten 

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-

rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei 

der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis 

und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. 

Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsneh-

mers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versi-

cherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die 

Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn 

der Versicherte Repräsentant des Versicherungsneh-

mers ist. 

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 

wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen wor-

den ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des 

Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumut-

bar war. 

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, 

wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auf-

trag des Versicherten geschlossen und den Versicherer 

nicht darüber informiert hat. 

31 Aufwendungsersatz 

31.1 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 

Schadens 

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der 

Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls 

den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des 

Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Wei-

sung des Versicherers macht. 

b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um ei-

nen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall abzu-

wenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern, gel-

tend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz nur, 

wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen ob-

jektiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und 

erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf Weisung 

des Versicherers erfolgten. 

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, 

kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) und b) ent-

sprechend kürzen. 

d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Ent-

schädigung betragen zusammen höchstens die Versiche-

rungssumme je vereinbarter Position; dies gilt jedoch 

nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versiche-

rers entstanden sind. 

e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a) 

erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungs-

nehmers vorzuschießen. 

f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der 

Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffentlichen 

Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese 

Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden. 

31.2 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens 

a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die 

Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von ihm 
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zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Umständen 

nach geboten waren. 

Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen 

oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, 

soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder 

vom Versicherer aufgefordert wurde. 

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, 

kann er auch den Kostenersatz nach a) entsprechend 

kürzen. 

32 Übergang von Ersatzansprüchen 

32.1 Übergang von Ersatzansprüchen 

 Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen 

einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer 

über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Über-

gang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers 

geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch 

des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei 

Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann 

der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, 

diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

32.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 

 Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder 

ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter 

Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wah-

ren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versi-

cherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer so-

weit erforderlich mitzuwirken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vor-

sätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht ver-

pflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten 

erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der 

Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 

einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-

nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweis-

last für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 

der Versicherungsnehmer. 

33 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 

33.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des 

Versicherungsfalls 

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall 

vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Entschä-

digungspflicht frei. 

Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges 

Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versiche-

rungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbei-

führung des Schadens als bewiesen. 

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahr-

lässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-

tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-

cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

33.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungs-

falls 

 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn 

der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tat-

sachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung 

von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht. 

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechts-

kräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen 

Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die 

Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen. 

 

34 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 

34.1 Form, zuständige Stelle 

 Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzei-

gen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die unmittel-

bar gegenüber dem Versicherer erfolgen, sind in Textform (z. 

B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. Dies gilt nicht, so-

weit gesetzlich Schriftform oder in diesem Vertrag etwas an-

deres bestimmt ist. 

 Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des 

Versicherers oder an die im Versicherungsschein als zustän-

dig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Re-

gelungen über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen 

bleiben bestehen. 

34.2 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung 

 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 

dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-

rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben 

ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die 

letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt 

drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. 

Dies gilt entsprechend für den Fall einer dem Versicherer 

nicht angezeigten Namensänderung des Versicherungsneh-

mers. 

34.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlas-

sung 

 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der An-

schrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei ei-

ner Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestim-

mungen nach Ziffer 34.2 entsprechend Anwendung. 

35 Vollmacht des Versicherungsvertreters und des Versi-

cherungsmaklers 

35.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versi-

cherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzuneh-

men betreffend 

(1) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungs-

vertrages, 

(2) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich 

dessen Beendigung, 

(3) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des 

Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses. 

35.2 Erklärungen des Versicherers 

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versi-

cherer ausgefertigte Versicherungsscheine dem Versiche-

rungsnehmer zu übermitteln. 

35.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter 

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlun-

gen, die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit 

der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsver-

trags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser 

Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich 

gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme 

der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht 

kannte. 

35.4 Vollmachten des Versicherungsmaklers 

 Die Vollmachten und Pflichten des Versicherungsmaklers in 

Bezug auf die Entgegennahme und Weiterleitung von Anzei-

gen, Willenserklärungen und Zahlungen des Versicherungs-

nehmers an den Versicherer richten sich nach den im Versi-

cherungsschein dazu getroffenen Vereinbarungen. 
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36 Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 

drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jah-

res, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger 

von den Anspruch begründenden Umständen und der Person 

des Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige Un-

kenntnis steht der Kenntnis gleich. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver-

sicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung 

der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Text-

form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief)  mitgeteilten Entschei-

dung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 

Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen 

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

37 Örtlich zuständiges Gericht 

37.1 Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsver-

mittler 

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-

cherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem 

Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsver-

trag zuständigen Niederlassung. Ferner ist auch das Gericht 

zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur 

Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz seiner Nieder-

lassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 

solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertrags-

schluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen 

Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des 

Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat.  

37.2 Klagen gegen den Versicherungsnehmer 

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-

cherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 

nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohn-

sitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein solcher, nach sei-

nem gewöhnlichen Aufenthalt. 

 Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt 

der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtli-

che Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 

gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versi-

cherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständi-

gen Niederlassung. 

38 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

39 Repräsentanten 

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das 

Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen. 

40 Summen- und Konditionsdifferenzdeckung 

 – gilt nur, sofern vereinbart und im Versicherungsschein 

dokumentiert – 

Besteht während der Wirksamkeit des Vertrages anderweitig 

eine weitere Versicherung für dasselbe versicherte Risiko, 

wird gemäß den nachfolgenden Bestimmungen für die verein-

barte und im Versicherungsschein dokumentierte Zeit eine 

Summen- und/oder Konditionsdifferenzdeckung gewährt: 

40.1 Summendifferenzdeckung 

 Versicherungsschutz besteht, wenn und soweit die Ersatz-

leistung für einen nach den Bestimmungen dieser Versiche-

rung gedeckten Versicherungsfall die Höhe der Versiche-

rungssumme der anderweitig bestehenden Versicherung 

überschreitet, und zwar für den darüber hinausgehenden Teil 

des Schadens bis zur Höhe der entsprechenden 

Entschädigungsgrenze bzw. Versicherungssumme dieses 

Versicherungsvertrages (Summendifferenzdeckung). Die 

Leistungen aus diesem Versicherungsvertrag beschränken 

sich auf den endgültigen Schaden nach Abzug von Regress-

leistungen oder sonstigen Leistungen Dritter. 

40.2 Konditionsdifferenzdeckung 

 Sofern der Versicherungsumfang des vorliegenden Versiche-

rungsvertrages weitergeht als der bereits bestehende Versi-

cherungsvertrag, gilt der durch den vorliegenden Versiche-

rungsvertrag gewährte Versicherungsschutz (Konditionsdiffe-

renzdeckung). 

40.3 Anzeigepflicht und Selbstbehalt 

 Jeder Versicherungsfall, auch wenn er über eine anderweitig 

bestehende Versicherung gedeckt ist oder sein könnte, ist 

dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 

Der im vorliegenden Versicherungsvertrag vereinbarte 

Selbstbehalt gilt auch für die Summen- und Konditionsdiffe-

renzdeckung. 

Kein Versicherungsschutz besteht – abweichend von Zif-

fer 40.1 – für den Selbstbehalt der anderen Versicherung. 

40.4 Subsidiarität 

 Ist ein anderweitig bestehender Versicherungsvertrag leis-

tungsfrei, weil der Versicherungsnehmer die Prämie nicht be-

zahlt oder Obliegenheiten verletzt hat, wird der Schadenser-

satzanspruch so behandelt, als ob aus dem anderweitigen 

Versicherungsvertrag bedingungsgemäß geleistet würde. 

40.5 Vorzeitiges Ende der anderweitig bestehenden Versiche-

rung 

 Endet die anderweitig bestehende Versicherung vor dem im 

Versicherungsvertrag vereinbarten Zeitpunkt oder wird sie 

vorzeitig aufgehoben, besteht sofort Versicherungsschutz im 

Rahmen dieses Vertrages. Der Versicherungsnehmer ist aber 

verpflichtet, dem Versicherer das Erlöschen der anderweitig 

bestehenden Versicherung innerhalb eines Monats anzuzei-

gen. 

40.6 Folgen nicht rechtzeitiger Anzeige oder gescheiterter 

Prämienvereinbarung 

 Dem Versicherer steht ab dem Zeitpunkt der Übernahme des 

Versicherungsschutzes eine Mehrprämie zu. Unterlässt der 

Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige oder kommt 

innerhalb Monatsfrist nach Eingang der Anzeige bei dem Ver-

sicherer eine Vereinbarung über die Prämie für das neue Ri-

siko nicht zustande, so fällt der Versicherungsschutz für das-

selbe rückwirkend vom Gefahreneintritt ab fort. Tritt der Ver-

sicherungsfall ein, bevor die Anzeige erstattet ist, so hat der 

Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko 

erst nach Abschluss der Versicherung und in einem Zeitpunkt 

eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist nicht verstrichen war. 

41 Führungsklausel 

41.1 Mitversicherung 

 Haben mehrere Versicherer eine Versicherung in der Weise 

gemeinschaftlich übernommen, dass jeder von ihnen aus der 

Versicherung zu einem bestimmten Anteil berechtigt und ver-

pflichtet ist, liegt eine Mitversicherung vor. 

Die Versicherer dieser Mitversicherung haften unter Aus-

schluss der gesamtschuldnerischen Haftung jeweils als Ein-

zelschuldner und nur für den von ihnen gezeichneten Anteil. 

Zwischen dem Versicherungsnehmer und jedem Versicherer 

bestehen rechtlich selbständige Versicherungsverträge. 

41.2 Vollmachten, Anzeigen und Willenserklärungen 

 Der im Verteilerplan genannte führende Versicherer ist be-

züglich dieser Versicherung von allen Versicherern 
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bevollmächtigt, die vom Versicherungsnehmer abgegebenen 

Anzeigen und Willenserklärungen entgegenzunehmen.  

Diese Anzeigen und Willenserklärungen gelten den beteilig-

ten Versicherern als zugegangen, wenn sie dem führenden 

Versicherer zugegangen sind. 

Die vom führenden Versicherer bezüglich dieser Versiche-

rung abgegebenen Willenserklärungen oder mit dem Versi-

cherungsnehmer getroffenen Vereinbarungen sind für alle 

beteiligten Versicherer rechtsverbindlich.  

Der führende Versicherer ist nicht berechtigt zur 

a) Veränderung von Selbstbehalten oder Prämien; 

b) Erweiterung der versicherten Gefahren und Schäden, Sa-

chen oder Kosten sowie zum Einschluss neuer Versiche-

rungsorte, Versicherungsnehmer oder mitversicherter 

Unternehmen; 

c) Erhöhung von Versicherungssummen oder Entschädi-

gungsgrenzen; 

d) Kündigung, zur Änderung von Kündigungsbestimmungen 

oder der Versicherungsdauer, ausgenommen hiervon ist 

aa) die Verkürzung von Fristen zur Kündigung zum Ablauf 

des jeweiligen Versicherungsjahres; 

bb) die Kündigung wegen einer Gefahrerhöhung nach 

den Ziffern 26 und 27; 

cc) die Verlängerung der Versicherungsdauer, die auf-

grund einer im Versicherungsvertrag getroffenen Re-

gelung gewährt wird.   

41.3 Prozessführung 

 Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versi-

cherer die gleichen sind, ist Folgendes vereinbart: 

a) Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus die-

sem Vertrag seine Ansprüche nur gegen den führenden 

Versicherer und nur wegen dessen Anteil gerichtlich gel-

tend machen. 

b) Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den füh-

renden Versicherer rechtskräftig gewordene Entschei-

dung  sowie die von diesem mit dem Versicherungsneh-

mer nach Rechtshängigkeit geschlossenen Vergleiche 

als auch für sich verbindlich an. Die Prozesskosten wer-

den von den Versicherern anteilig getragen. 

c) Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die 

Zulässigkeit der Berufung notwendigen Wert des Be-

schwerdegegenstandes oder im Falle der Revision den 

Wert der mit der Revision geltend zu machenden Be-

schwerde nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer be-

rechtigt und auf Verlangen des führenden oder eines mit-

beteiligten Versicherers verpflichtet, die Klage auf einen 

zweiten, erforderlichenfalls auf weitere beteiligte Versi-

cherer auszudehnen, bis diese Summe erreicht ist. Wird 

diesem Verlangen nicht entsprochen, so gilt b) nicht. 

42 Update-Garantie 

Werden die dem Vertrag zugrundeliegenden Versicherungs-

bedingungen ausschließlich zum Vorteil des Versicherungs-

nehmers und ohne Mehrprämie geändert, so gelten die neuen 

Versicherungsbedingungen mit sofortiger Wirkung auch für 

diesen Vertrag. Vereinbarte Versicherungssummen, Selbst-

behalte und Prämien ändern sich nicht. Sofern die bisher ver-

einbarten Versicherungsbedingungen in einzelnen Positionen 

bessere Leistungen enthalten, bleiben diese bestehen.  

Der Versicherungsnehmer erhält mit der Prämienrechnung 

zur nächsten Hauptfälligkeit eine Information zum geänderten 

Versicherungsschutz. 

Der verbesserte Versicherungsschutz entfällt rückwirkend, 

wenn der Versicherungsnehmer der Änderung innerhalb ei-

nes Monats nach Zugang der neuen Prämienrechnung wider-

spricht. Mit diesem Widerspruch gilt die Update-Garantie au-

tomatisch auch für künftige Fälle gestrichen. 

43 An wen können Sie sich wenden, wenn Sie mit uns ein-

mal nicht zufrieden sind? 

Wenn Sie mit unserer Entscheidung nicht zufrieden sind oder 

eine Verhandlung mit uns einmal nicht zu dem von Ihnen ge-

wünschten Ergebnis geführt hat, stehen Ihnen insbesondere 

die nachfolgende Beschwerdemöglichkeiten offen. 

Wenn Sie Verbraucher sind und diesen Vertrag online (z. B. 

über eine Webseite oder E-Mail) abgeschlossen haben, kön-

nen Sie sich mit Ihrer Beschwerde auch online an die Platt-

form www.ec.europa.eu/consumers/odr wenden. Ihre Be-

schwerde wird von dort an die zuständige außergerichtliche 

Streitschlichtungsstelle weiter geleitet. 

Versicherungsaufsicht 

Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten 

Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auf, 

können Sie sich auch an die für uns zuständige Aufsicht wen-

den. Als Versicherungsunternehmen unterliegen wir der Auf-

sicht der Bundeanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. Die 

derzeitigen Kontaktdaten sind: 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

Sektor Versicherungsaufsicht  

Graurheindorfer Straße 108 

53117 Bonn  

E-Mail: poststelle@bafin.de 

Internet: www.bafin.de 

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und 

einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann.  

Rechtsweg 

Außerdem haben Sie die Möglichkeit, den Rechtsweg zu be-

schreiten. 

Unser Beschwerdemanagement 

Unabhängig hiervon können Sie sich jederzeit auch an uns 

wenden. Unsere interne Beschwerdestelle steht Ihnen hierzu 

zur Verfügung. Sie erreichen diese derzeit wie folgt: 

Helvetia Versicherungen 

- Zentrale Beschwerdestelle - 

Berliner Str. 56-58 

60311 Frankfurt a.M. 

44 Versicherte Kosten und zusätzliche Leistungen 

44.1 Leistungsobergrenzen 

44.1.1 Versicherte Sachen 

Die Entschädigung für versicherte Sachen ist je Versiche-

rungsfall auf die Versicherungssumme begrenzt. 

44.1.2 Vorsorge 

Für werterhöhende Um- und Ausbauten steht eine zusätzli-

che Versicherungssumme von 10 Prozent der vereinbarten 

Versicherungssumme zur Verfügung, sofern Sie uns die Ar-

beiten drei Monate nach Baubeginn angezeigt haben (Vor-

sorge). 

Für Werterhöhungen von bereits versicherten Sachen steht 

Ihnen eine zusätzliche Versicherungssumme von 10 Prozent 

der vereinbarten Versicherungssumme zur Verfügung, wenn 

Sie uns spätestens einen Monat nach Ende der Versiche-

rungsperiode hierüber informieren und  die jährliche Indexie-

rung  ununterbrochen seit Vertragsbeginn stattgefunden hat 
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Folgende aufgrund eines Versicherungsfalls notwendig gewordene Kosten werden in vol-
ler Höhe ersetzt: 

Entschädigungsgrenze 

Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten 

für – auch erfolglose – Maßnahmen, die Sie zur Abwendung eines unmittelbar drohenden 

versicherten Schadens oder zur Minderung des Schadens für geboten halten durften 

100 % 

Kosten, die in Höhe der Versicherungssumme und zusätzlich über die Versicherungssumme hinaus bis 100 % ersetzt wer-
den: 

Aufräumungskosten  

für das Aufräumen versicherter Sachen sowie für das Wegräumen und den Abtransport von 
zerstörten und beschädigten versicherten Sachen bis 

✓ 

Bewegungs- und Schutzkosten  

die aufzuwenden sind, weil zum Zweck der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung von ver-
sicherten Sachen andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt werden müssen bis 

✓ 

Transport und Lagerung nach Schaden 

für Transport und Lagerung von versicherten Sachen, solange die Lagerung am Versicherungs-

ort nicht möglich oder zumutbar ist bis 

✓ 

Mehrkosten aufgrund behördlicher Auflagen 

für Mehrkosten aufgrund behördlicher Auflagen und Baunebenkosten (z. B. Architekten-, Kon-
struktions- und Planungskosten) bis 

✓ 

Dekontaminationskosten 

für die Dekontamination des Erdreichs bis  
✓ 

Hotelkosten 

für die Unterbringung im Hotel oder einer vergleichbaren Unterkunft im Falle der Unbewohnbar-
keit des Gebäudes bis zur Wiederbewohnbarkeit, höchstens jedoch für zwei Jahre bis 

✓ 

Mietausfall 

für den Ausfall von Mieteinnahmen bei vermieteten Gebäuden, höchstens jedoch für ein Jahr 

bis 

✓ 

Kosten, die in Höhe von 1 % der Versicherungssumme ersetzt werden, jedoch nicht mehr als 15.000 Euro je Kostenposition:  

Schutzkosten 

für den Schutz (z. B. Bewachung) versicherter Sachen 
✓ 

Erneuerung Gartenbepflanzung 

für die Erneuerung von Gartenbepflanzungen, wenn diese derart beschädigt werden, dass eine 

natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist. Dies gilt auch dann, wenn kein Schaden an den 
versicherten Sachen (gemäß Ziffer 1) eingetreten ist. Ersetzt wird ausschließlich die Wiederbe-
pflanzung mit jungen Trieben bis 

✓ 

Entsorgung Gartenbepflanzung 

für die Beseitigung von Bäumen und Ästen sowie für das Auf- und Wegräumen, die Entsorgung 
und den Abtransport von Gartenbepflanzungen, sofern die Bäume oder Pflanzen nicht bereits 
abgestorben waren. Dies gilt auch dann, wenn kein Schaden an den versicherten Sachen (ge-

mäß Ziffer 1) eingetreten ist bis 

✓ 

Wiederbeschaffung von Gas, Öl oder Wasser 

für die Wiederbeschaffung von Gas, Öl oder Wasser, das bestimmungswidrig aus Wasser- oder 
Heizungsanlagen ausgetreten ist bis 

✓ 

Reisekosten 

für notwendige Reisen zum Versicherungsort, die Ihnen oder einer mit Ihnen in häuslicher Ge-
meinschaft lebenden Person entstehen bis 

✓ 

Reiserücktritt 

für die Stornierung von Privatreisen, die Ihnen oder einer mit Ihnen in häuslicher Gemeinschaft 
lebenden Person entstehen, weil aufgrund eines Schadens von mehr als 5.000 € die Anwesen-

heit am Versicherungsort erforderlich ist und weshalb eine unmittelbar bevorstehende Reise 
nicht angetreten werden kann bis 

✓ 

Wiederbeschaffungskosten 

für die Wiederherstellung bzw. Wiederbeschaffung privater Softwareprogramme zur Haustech-

nik bis 

✓ 
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Kosten, die auch ohne Eintritt eines Versicherungsfalls, aber innerhalb der Vertragslaufzeit entstanden sind.                    

Erstattet werden zusätzliche Leistungen: 

Sonstige unbenannte Kosten  

Als sonstige unbenannte Kosten entschädigen wir Vermögensschäden, die im unmittelbaren 

Zusammenhang mit versicherten Sachen stehen. Hierunter fallen keine Wartungs- und Repara-
turkosten. Die Höchstentschädigung beträgt je Versicherungsjahr 

Der Selbstbehalt wird nicht angerechnet.    

1.000 € 

 

 

 

 


